
Spendenkonto BUND LV Sachsen e.V. 

GLS Gemeinschaftsbank eG 

IBAN DE84 4306 0967 1162 7482 00  
BIC    GENODEM1GLS 

Geschäftskonto BUND LV Sachsen e.V. 

GLS Gemeinschaftsbank eG 

IBAN DE57 4306 0967 1162 7482 01  
BIC    GENODEM1GLS 

 

Vereinsregister 
Chemnitz VR 783  

Steuernummer 
215/140/00740 

Der BUND ist ein anerkannter Verbraucher- 
schutzverband sowie eine anerkannte 
Umwelt-  und Naturschutzvereinigung i.S.d. 
UmwRG. Spenden und Mitgliedsbeiträge sind 
steuerab zugsfähig, Erbschaften und 
Vermächtnisse an den BUND sind 
erbschaftssteuerbefreit. 

 

      

Bund für Umwelt und 
Naturschutz Deutschland  
Landesverband Sachsen e.V. 
 
Landesgeschäftsstelle 
Straße der Nationen 122 
09111 Chemnitz 
Tel. +49 0371 301 477 

 
info@bund-sachsen.de 
www.bund-sachsen.de 
 
Bearbeitung:  
Julia Sickel / Klaus Vogel 

 

 

Chemnitz, 27. Februar 2026 

 

BUND LV Sachsen e.V., Straße der Nationen 122, 09111 Chemnitz  

 

Stadt Hartenstein 
Marktplatz 9 
08118 Hartenstein 

 

 

erhard@scz-zwickau.de 

 

 

Ihr Zeichen: -                    Schreiben vom 26. Januar 2026 

 
Stellungnahme gem. § 4 Abs. 2 BauGB; 1. Änderung des Bebauungsplanes 
„Gewerbestandort Sächsische Haustechnik EDKI KG" in Thierfeld, Stadt Hartenstein 
(Stand: November 2025) 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der BUND Sachsen nimmt als anerkannte Naturschutzvereinigung i.S.d. § 3 UmwRG zur 1. Änderung 
des Bebauungsplanes „Gewerbestandort Sächsische Haustechnik EDKI KG" in Thierfeld Stellung. 

Der BUND Sachsen hat die Unterlagen sorgfältig geprüft: Die Errichtung einer Freiflächen-Photovoltaik-
anlage (FFPVA) auf einer bereits erschlossenen, im FNP als Gewerbegebiet ausgewiesenen Fläche ent-
spricht dem Grundgedanken eines flächensparenden Ausbaus erneuerbarer Energien. Die nachfolgen-
den vier Hinweise benennen Punkte, die nach unserer Einschätzung vor dem Satzungsbeschluss im 
Planungsverfahren geheilt oder klargestellt werden sollten. 

Der BUND Sachsen ist mit dem vorgelegten Bebauungsplan grundsätzlich einverstanden. Nachfolgend 
ergehen Forderungen und Hinweise zur Behebung von Mängeln und Unklarheiten: 

1. Artenschutz: Gutachtengrundlage nicht in den Auslegungsunterlagen enthalten und nicht auf 
FFPVA-Wirkpfade abgestimmt 

Der Umweltbericht stützt die gesamte faunistische Bestandsbewertung sowie die Auswahl und Dimen-
sionierung der vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) und – soweit eine arten-
schutzrechtliche Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich sein sollte – zugehöriger FCS-
Maßnahmen ausdrücklich auf das Artenschutzgutachten der igc Ingenieurgruppe Chemnitz GbR (Bear-
beitungszeitraum Februar bis August 2022) (Begründung, S. 20 und S. 30). Dieses Gutachten lag den 
Auslegungsunterlagen nicht bei. 

Wir weisen darauf hin, dass es sich hierbei um eine wesentliche umweltbezogene Information i.S.d. § 3 
Abs. 2 BauGB handelt, die rechtlich zwingend mit auszulegen ist. Um einen formalen Verfahrensfehler 
zu vermeiden, gehen wir davon aus, dass die Stadt Hartenstein dies im weiteren Verfahrensablauf heilt. 

Hinzu kommt ein inhaltliches Anpassungserfordernis: Das Gutachten wurde für eine gewerbliche Halle-
nerweiterung erarbeitet, nicht für eine FFPVA. Für FFPVA auf Grünland sind insbesondere folgende Wirk-
pfade eigenständig zu prüfen, die der vorliegende Umweltbericht nicht behandelt: 

• Polarisationsfalle für wassergebundene Insekten: Horizontal polarisiertes Licht von Modul-
oberflächen kann Libellen, Eintagsfliegen und weitere gewässergebundene Insekten anziehen 
und töten (siehe Fachliteratur, z.B. Horváth et al. 2010). Die Relevanz ist vorliegend erhöht, da 
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sich auf dem benachbarten Flurstück 829/3 ein im Textteil ausdrücklich zu erhaltendes Klein-
gewässer befindet (Textteil Nr. 10.3). Der Einsatz entspiegelter oder matter Module – den der 
Umweltbericht als Vermeidungsmaßnahme selbst benennt (Begründung, S. 32: „Verwendung 
blendarmer Module") – wäre als verbindliche Festsetzung im Textteil geeignet, diesen Wirkpfad 
wirkungsvoll zu minimieren. 

• Barriereeffekt für Fledermäuse: Modulfelder ohne verbindliche Vorgaben zur Mindest-Unter-
kante und zu Reihenabständen können Jagdkorridore bodennah fliegender Fledermausarten 
(Myotis spp., Plecotus spp.) strukturell unterbrechen. Der Textteil regelt eine Maximalhöhe von 
4,0 m GOK (Textteil Nr. 2.3) und adressiert mit dem Beleuchtungskonzept (Textteil Nr. 14, V4) 
Lichtimmissionen, enthält jedoch keine Mindestanforderungen an Unterkantenhöhe und Rei-
henabstand – Parameter, die für die Durchlässigkeit von Fledermauskorridoren entscheidend 
sind. 

• Dauerhafter Habitatverlust für Bodenbrüter: Die Bauzeitregelung (Textteil Nr. 14, V2) regelt 
lediglich den Eingriffszeitraum. Die dauerhafte Umwandlung von mesophilem Grünland in eine 
eingezäunte FFPVA kann Brut- und Nahrungshabitate von Bodenbrütern dauerhaft verringern; 
dieser Betriebswirkpfad wird nicht behandelt. 

Hinweis: Wir regen an, im Rahmen der planerischen Abwägung sicherzustellen, dass das igc-Arten-
schutzgutachten (2022) die FFPVA-spezifischen Wirkpfade ausreichend abdeckt, damit die festgesetz-
ten Artenschutzmaßnahmen (Textteil Nr. 7.1–7.4) auf einer rechtssicheren Grundlage beruhen (§§ 44 
Abs. 1, 45 BNatSchG). Zugleich empfehlen wir im Sinne der Rechtssicherheit für das spätere Baugeneh-
migungsverfahren, die im Umweltbericht lediglich erwähnte Verwendung blendarmer Module als ver-
bindliche Festsetzung in den Textteil aufzunehmen. 

 

2. Eingriffsregelung: Methodische Transparenz und Stand der Ausgleichsmaßnahmen 

Der Umweltbericht begründet den Verzicht auf zusätzlichen Ausgleich damit, dass die maximal zuläs-
sige Versiegelung gegenüber dem rechtskräftigen B-Plan unverändert bleibe (Begründung, S. 32). Dem-
nach soll der Ausgleichsbedarf durch die damals festgesetzte Maßnahme A1 (Entwicklung einer arten-
reichen Frischwiese auf Flurstück 785) sowie weitere artenschutzrechtliche Maßnahmen (FCS 1-4) 
bereits abgedeckt sein. Dazu haben wir zwei Anmerkungen: 

• Methodische Transparenz: Der Umweltbericht beschreibt Flurstück 830/1 ausdrücklich als 
„intensiv genutztes mesophiles Grünland frischer Standorte“ (Begründung, S. 19 und S. 30). Die-
ser Biotoptyp wird bei der Kompensationsberechnung jedoch nicht eigens bewertet. Mesophi-
les Grünland frischer Standorte ist in Sachsen ein rückläufiger Biotoptyp mit eigenem Kompen-
sationsbedarf nach SMUL (2003). Ein Planungsdokument sollte wesentliche methodische Wei-
chenstellungen transparent begründen. 

• Stand der Ausgleichsmaßnahmen: Die geplante Gewerbehalle von 2024 wurde nicht gebaut. 
Aus den vorliegenden Planunterlagen geht nicht hervor, ob die damals festgesetzte Ausgleichs-
fläche A1 auf Flurstück 785 dennoch bereits funktionsfähig entwickelt und dauerhaft gesichert 
wurde. Die aktuelle Eingriffsbilanz kann sich jedoch nur dann auf den B-Plan von 2024 berufen, 
wenn der dortige Ausgleich auch in der Realität existiert. 

Hinweise für die Abwägung: Wir regen an, in der Planbegründung nachvollziehbar zu erläutern, weshalb 
der mesophile Grünlandbestand auf Flurstück 830/1 in der Biotopwertbilanzierung nicht gesondert aus-
gewiesen wird. Zugleich bitten wir um Klarstellung, welcher Anteil der Ausgleichsfläche A1 auf den Ein-
griff in diesen Grünlandbestand entfällt. Zudem bitten wir um kurze Darlegung, ob die Ausgleichsfläche 
A1 auf Flurstück 785 bereits umgesetzt wurde. Sollte dies noch ausstehen, regen wir an, die Realisierung 
dieser Fläche zeitgleich mit der Errichtung der Freiflächen-Photovoltaikanlage verbindlich in den textli-
chen Festsetzungen der 1. Änderung zu verankern. 
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3. Biotopschutz: § 30-Status der Gehölzgruppen auf Flurstück 830/1 – Bitte um Klarstellung 

Die Begründung benennt auf der Vorhabenfläche Flurstück 830/1 zwei Gehölzgruppen als gliedernde 
Strukturelemente (Begründung, S. 19). Die Änderungsunterlagen enthalten keine Aussage dazu, ob 
diese Bestände bereits im Rahmen des ursprünglichen B-Plan-Verfahrens 2024 hinsichtlich eines mög-
lichen gesetzlichen Biotopschutzes nach § 30 Abs. 2 Nr. 5 BNatSchG i.V.m. § 21 SächsNatSchG (Feld-
gehölze) eingeordnet wurden. Handlungen, die zur Zerstörung oder erheblichen Beeinträchtigung 
gesetzlich geschützter Biotope führen, sind nach § 30 Abs. 1 BNatSchG verboten; bereits eine Einzäu-
nung, Zufahrtsgestaltung oder Modulaufstellung im unmittelbaren Umfeld können diesen Tatbestand 
erfüllen. Der Textteil sichert zwar die Waldpflanzung auf dem benachbarten Flurstück 828/1 ausdrück-
lich (Textteil Nr. 10.1), trifft für die Gehölzgruppen auf Flurstück 830/1 hingegen keine entsprechende 
Festsetzung. 

Hinweis: Wir bitten die Stadt Hartenstein, zu bestätigen, ob der § 30-Status der Gehölzgruppen auf Flur-
stück 830/1 im ursprünglichen Planverfahren 2024 gutachterlich oder in Abstimmung mit der Unteren 
Naturschutzbehörde geklärt wurde, und das Ergebnis in der Begründung zur 1. Änderung zu dokumen-
tieren. Zugleich regen wir an, die vollständigen Unterlagen des B-Plans 2024 – insbesondere Biotopkar-
tierung und Artenschutzfachbeitrag – für die interne Plausibilitätsprüfung zugänglich zu machen. 
Soweit ein Schutztatbestand bisher nicht abschließend eingeordnet wurde, ist eine Erhaltungsfestset-
zung im Textteil dringend anzuraten, um Genehmigungshindernisse im späteren Bauvollzug von vorn-
herein auszuschließen. 

4. Mindeststandards für eine naturverträgliche Ausgestaltung und Verortung der FFPVA fehlen 

Der Bebauungsplan eröffnet die Möglichkeit von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strah-
lungsenergie im gesamten Gewerbegebiet, beschränkt sich aber im Wesentlichen auf eine Modultisch-
höhe von maximal 4,0 m. Konkrete Mindestanforderungen an eine naturverträgliche Ausgestaltung der 
Freiflächen-Photovoltaikanlage fehlen. Damit bleibt insbesondere unbestimmt, in welcher Weise Durch-
lässigkeit für Kleintiere, Erhalt der Grünlandfunktion und Vermeidung von Barrierewirkungen im Offen-
land gesichert werden sollen. 

Aus Sicht des BUND Sachsen sind für eine naturschutzfachlich vertretbare FFPVA auf Grünland mindes-
tens folgende Kriterien im Textteil festzusetzen: eine hinreichende Mindest-Modulunterkante (z.B. ≥ 0,80 
m über Gelände) zur Sicherung von Durchwanderbarkeit und Besonnung der Grasnarbe, ausreichend 
große Reihenabstände zur Vermeidung durchgehender Verschattungsschneisen, Zäune mit bodennaher 
Durchschlupfmöglichkeit (z.B. Bodenfreiheit von ca. 15 cm) für Amphibien, Reptilien und Kleinsäuger 
sowie ein extensives Pflegekonzept mit maximal zwei Mahdterminen pro Jahr und Verzicht auf synthe-
tische Dünge- und Pflanzenschutzmittel. Solche Vorgaben entsprechen dem aktuellen Stand der Fach-
literatur zu naturverträglichen Solarparks und werden im Umweltbericht in Teilen bereits als sinnvolle 
Vermeidungsmaßnahmen benannt, ohne jedoch in rechtsverbindliche Festsetzungen überführt zu wer-
den. 

Unabhängig von diesen inhaltlichen Mindeststandards ist zudem darauf hinzuweisen, dass die zeichne-
rische Verortung der PV-Nutzung im Plangebiet bislang nicht hinreichend bestimmt ist. Zwar wird die 
Errichtung der FFPVA im Textteil auf das Flurstück 830/1 bezogen, planungsrechtlich bleibt das 
gesamte Gebiet jedoch als Gewerbegebiet mit zusätzlicher Zulässigkeit von PV-Nutzung festgesetzt. 
Aus unserer Sicht ist es zur Steuerung der Eingriffsintensität und zur Vermeidung von Konflikten mit den 
im Umweltbericht beschriebenen sensiblen Strukturen erforderlich, die FFPVA-Fläche in der Planzeich-
nung als konkretes Baufeld mit klar festgelegten Pufferzonen und Ausschlussbereichen darzustellen. 
Die bloße flächendeckende Festsetzung eines Gewerbegebietes mit zusätzlicher PV-Nutzung reicht 
hierfür nicht aus. 

Hinweis: Wir regen an, die genannten Mindestkriterien für eine naturverträgliche Ausgestaltung der 
FFPVA im Textteil als verbindliche Festsetzungen zu verankern und die PV-Nutzung in der Planzeichnung 
durch ein konkret abgegrenztes Baufeld mit definierten Pufferbereichen zu verorten. 
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Wir bitten um weitere Beteiligung am Verfahren. 

 

Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 

 


